Deutscher Bundestag 
5. Wahlperiode 


Drucksache V/2248 


Kleine Anfrage 

der Fraktion der CDU/CSU 


betr. Zollrechtsangleichung innerhalb der EWG 


In Anbetracht der Tatsache, daß 

a) die Zollrechtsangleichung innerhalb der EWG vordringlich 
ist, weil der Gemeinsame Zolltarif (GZT) am 1. Juli 1968 
von allen EWG-Mitgliedstaaten voll angewandt wird, 

b) die Zollrechtsangleichung aber zugleich Verkehrsverlage- 
rungen verhindern soll, die infolge unterschiedlicher Rechts- 
vorschriften bei voller Anwendung des GZT möglich er- 
scheinen, 

c) die Bundesrepublik Deutschland mit dem Zollgesetz vom 
14. Juni 1961 über ein modernes Zollrecht verfügt, das so- 
wohl auf die Belange der Wirtschaft Rücksicht nimmt als 
auch eine arbeitsparende Zollabfertigung ermöglicht, 

fragen wir die Bundesregierung: 

1. Wie wird sichergestellt, daß 

a) das deutsche Zollrecht möglichst wenig angetastet und 
nur da harmonisiert wird, wo es dringend erforderlich 
ist, um Verkehrsverlagerungen zu vermeiden, 

b) die Zollrechtsangleichung innerhalb der EWG nicht zu 
Lasten der modernen deutschen Vorschriften durchgeführt 
wird, 

c) in den Expertenberatungen über einzelne Rechtsgebiete 
nicht vorzeitig Konzessionen gemacht werden, vielmehr 
erst nach Beratung aller zu harmonisierenden Vorschriften 
auf politischer Ebene entschieden wird, ob die Bundes- 
republik Deutschland in Anbetracht der auch von anderen 
EWG-Ländern zu machenden Konzessionen in Einzelfällen 
nachgeben muß, 

d) die jeweils günstigste Lösung in den einzelnen Mitglied- 
staaten der EWG der Harmonisierung zugrunde gelegt 
wird, 

e) Wettbewerbsverzerrungen auch durch diese gemeinschaft- 
lichen Zollverfahren verhindert werden? 
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2. a) Auf welche Weise werden die Wirtschaftsverbände recht- 

zeitig in die Beratungen eingeschaltet und 

b) wie wird erreicht, daß alle Entwürfe der Dienststellen 
der EWG-Kommission in enger Fühlungnahme mit den 
sachkundigen Verbänden erörtert werden? 

3. Welcher Art sind die bisher beratenen und vorgesehenen 
Regelungen der Zollrechtsangleichung? 

4. Ist beabsichtigt, den Deutschen Bundestag laufend über 
die Brüsseler Arbeiten zu unterrichten, damit er recht- 
zeitig seine Ansicht äußern kann und nicht erst nach Ver- 
abschiedung der Regelungen durch den EWG-Ministerrat 
vor vollendete Tatsachen gestellt und damit gezwungen 
wird, einer Änderung deutscher Vorschriften zuzustimmen? 

5. Wird die Bundesregierung dafür sorgen, daß das Zollrecht 
im Wege von Richtlinien gemäß Artikel 100 EWG-Ver- 
trag oder „Empfehlungen" gemäß Artikel 27 EWG-Ver- 
trag angeglichen wird, damit nationale Besonderheiten, 
die keine Gefahr für Verkehrsverlagerungen mit sich 
bringen, zum Wohle der Wirtschaft aufrechterhalten werden 
können? 

6. Wie wird verhindert, daß das sowieso schon komplizierte 
Wertzollrecht durch das EWG-Wertzollrecht nicht noch 
perfektionistischer wird und damit zu einer Verschärfung 
und zu Maßnahmen führt, die die Wirtschaft zusätzlich 
belasten? 

7. Bleibt das bewährte Institut des deutschen Zollaufschub- 
lagers, insbesondere auch die Regelung für die Feststel- 
lung der Menge, der Art, des Wertes und des Zollsatzes 
eingeführter Waren, durch die Rechtsangleichung unange- 
tastet? 

8. Ist die Bundesregierung bereit, darauf zu bestehen, daß 
die gegenwärtig in der Bundesrepublik Deutschland gel- 
tende Zweimonatsfrist beim Zahlungsaufschub beibehalten 
bleibt? 

9. Welche Möglichkeiten werden gesehen, um für den ak- 
tiven Veredelungsverkehr eine Gemeinschaftsregelung an- 
zustreben, die in wirtschaftlich sinnvoller Weise dem 
Schutzbedürfnis der Industrien der Gemeinschaft, gleicher- 
maßen aber auch der überragenden Bedeutung des Ver- 
edelungsverkehrs für den Export Rechnung trägt? 
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10. Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um eine der 
schwierigen Lage der deutschen Werftindustrie Rechnung 
tragende Lösung durchzusetzen, zumal eine wirtschaftlich 
sinnvolle gemeinschaftliche Regelung des zollbegünstigten 
Schiffbaus für die Küstenländer von besonderer Bedeu- 
tung ist? 


Bonn, den 8. November 1967 


Krammig 

Dr. Müller-Hermann und Fraktion 
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